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Beamtenrecht





Erläutere der Klasse, was eine Beamtin / ein 


Beamter tun kann, wenn er Bedenken gegen die 

Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen hat!
VFW - 201
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Erläutere der Klasse, welchen Diensteid  eine Beamtin / ein Beamter zu leisten hat und welche Folgen es hat, wenn sie / er sich weigert !
VFW - 202
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Die Inspektorin in der Fahrerlaubnisbehörde, Inge Schlüter hat den Entzug der Fahrerlaubnis ihres Ehemannes zu bearbeiten. Erläutere der Klasse, ob das möglich ist.
VFW - 203
Laut § 20 (1) Nr. 2 HVwVfG darf, wer Angehöriger eines Beteiligten ist, in einem Verwaltungsverfahren für eine Behörde nicht tätig werden.

Zu prüfen:

Angehöriger eines Beteiligten: 
Nach § 20 (5) Nr. 2 HVwfVG der Ehegatte.

Verwaltungsverfahren:

Nach § 9 HVwVfG ist das Verwaltungsverfahren die nach außen 




wirkende Tätigkeit der Behörde, die auf die Prüfung der 




Voraussetzungen, die Vorbereitung und den Erlass eines 




Verwaltungsaktes oder den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen 




Vertrages gerichtet ist.

Da es sich bei dem Entzug der Fahrerlaubnis um einen zu erlassenden nicht begünstigenden Verwaltungsakt handelt und Frau Schlüter als Angehörige gilt, treffen die vorgenannten Punkte zu.

Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Amtsausübung zu rechtfertigen, oder wird von einem Beteiligten das Vorliegen eines solchen Grundes behauptet, so hat, wer in einem Verwaltungsverfahren für eine Behörde tätig werden soll, den Leiter der Behörde oder den von diesem Beauftragten zu unterrichten und sich auf dessen Anordnung der Mitwirkung zu enthalten (§ 21 HVwVfG).

Siehe auch:

§ 73 HBG Unparteilichkeit bei Amtshandlungen
(1) Der Beamte darf keine Amtshandlungen vornehmen, die sich gegen ihn selbst oder einen Angehörigen richten oder die ihm oder einem Angehörigen einen Vorteil verschaffen.

(2) Angehörige im Sinne des Abs. 1 sind Personen, zu deren Gunsten dem Beamten wegen familienrechtlicher Beziehungen im Strafverfahren das Zeugnisverweigerungsrecht zusteht.

(3) Gesetzliche Vorschriften, nach denen der Beamte von einzelnen Amtshandlungen ausgeschlossen ist, bleiben unberührt.

Frau Schlüter darf demnach nicht die Bearbeitung vornehmen bzw. muss die Bearbeitung abgeben.

Linda Schmidt
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Erläutere der Klasse, ob und unter welchen Voraussetzungen einer Beamtin / einem Beamten die Führung der Dienstgeschäfte verboten werden kann. 
VFW - 204

Gemäß § 15, Abs. 1 HBG hat der Dienstvorgesetzte jede weitere Führung von Dienstgeschäften zu verbieten, wenn die Ernennung nach § 11 BeamtSt nichtig oder nach 

§ 12 BeamtSt zurückzunehmen ist.

§ 11 BeamtSt führt aus, dass die Ernennung nichtig ist, wenn sie nicht der vorgeschriebenen Form entspricht, von einer sachlich unzuständigen Behörde ausgesprochen wurde, keine Ernennung nach § 7 erfolgen durfte und auch keine Ausnahme zugelassen war, nicht die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter vorlag oder die zugrunde liegende Wahl unwirksam ist. 

Nach § 12 BeamtSt ist die Ernennung zurückzunehmen, wenn sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung herbeigeführt wurde, eine Strafverurteilung unbekannt war, die die Person als unwürdig für eine Berufung erscheinen lässt, die Ernennung nach § 7 nicht erfolgen durfte und auch keine Ausnahme zugelassen war, die Mitwirkung einer unabhängigen Stelle / Aufsichtsbehörde unterblieb und auch nicht nachgeholt wurde oder unbekannt war, dass durch ein Disziplinarverfahren die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis bzw. Aberkennung eines Ruhegehalts erkannt worden war.

Nicole Vowinkel (VFW 57)
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Erläutere der Klasse, ob und unter welchen Voraussetzungen eine Beamtin / ein Beamter Belohnungen und Geschenke in Bezug auf sein Amt annehmen darf. 

VFW – 205



Antwort:

· § 34 Satz 2 BeamtStG: Beamte haben die übertragenen Aufgaben uneigennützig wahrzunehmen.

· § 42 (1) Satz 1 BeamtStG: Beamten ist es verboten während oder auch nach Ihres Beamtenverhältnisses Belohnungen Geschenke und Vorteile zu fordern und anzunehmen.

· Ausnahme: § 42 (1) Satz 2 BeamtStG: Der Dienstherr kann zustimmen, dass Geschenke angenommen werden können.

· § 42 (2) BeamtStG bei Verstößen kann der Dienstherr die Herausgabe das Erlangten fordern, sofern nicht der Verfall angeordnet worden oder es auf andere Weise in den Staat übergegangen ist.

Corinna Popp
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Erläutere der Klasse, was man unter Amtsverschwiegenheit im Beamtenrecht versteht !

VFW – 206
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Erläutere der Klasse, ob und unter welchen Voraussetzungen eine Beamtin / ein Beamter zur Übernahme einer Nebentätigkeit verpflichtet ist!

Nenne Beispiele!

VFW – 207

Die Verpflichtung zur Übernahme einer Nebentätigkeit durch eine Beamtin / einen Beamten wird in § 78 HBG geregelt. Zur Übernahme müssen verschiedene Voraus-setzungen erfüllt sein. Diese sind:

- auf Verlangen der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Behörde

- die Tätigkeit muss der Vorbildung oder Berufsbildung entsprechen

- darf den Beamten nicht über Gebühr in Anspruch nehmen

- Gegenstand der Nebentätigkeit dürfen nicht Tätigkeiten sein, die auch im Rahmen des Hauptamtes ausgeübt werden

Beispiele hierfür können sein:

- Ausübung einer Lehrtätigkeit

- Ausübung einer nebenamtlichen richterlichen Tätigkeit

- Teilnahme an Prüfungen

- Sachverständiger für ein Gericht oder die öffentliche Verwaltung

Dennis Lehnhausen 
§ 78 HBG Pflicht zur Übernahme

(1) Der Beamte ist verpflichtet, auf Verlangen seiner obersten Dienstbehörde eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst zu übernehmen, sofern diese Tätigkeit seiner Vorbildung oder Berufsausbildung entspricht und ihn nicht über Gebühr in Anspruch nimmt.

· Keine Nebentätigkeiten, die auch im Hauptamt ausgeführt werden.

(2) Keine Vergütungszahlung (grundsätzlich), Ausnahmen sind jedoch möglich.

· Falls der Beamte für die Nebentätigkeit im Hauptamt entlastet wird, ist grundsätzlich keine zusätzliche Vergütung möglich.

Beispiel: Wenn ein Beamter vor Beginn seiner Beamtenlaufbahn eine Ausbildung zum Krankenpfleger abgeschlossen hat, kann er verpflichtet werden bei Impfungen im Gesundheitsamt als Nebentätigkeit mitzuhelfen. Dies wäre z. B. bei großen Impfaktionen wie bei der Vogelgrippe denkbar. 

Wenn er hierfür kurzzeitig von seinem Hauptamt freigestellt oder entlastet wird, ist keine Vergütungszahlung möglich. 

Falls jedoch keine zeitliche Entlastung erfolgt, kann eine zusätzliche Vergütung hierfür gezahlt werden.

Julia Grings (VFW 57)
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Erläutere der Klasse, ob und unter welchen Voraussetzungen die Nebentätigkeit einer Beamtin / eines Beamten untersagt werden kann!

Nenne Beispiele!

VFW - 208
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Beamtenrecht





Erläutere der Klasse die Vorschriften zur Führung der Personalakte der Beamtinnen und Beamten!

VFW - 209
Führen von Personalakten § 107 HBG

· Eine Personalakte ist über jede/n Beamtin/Beamten zu führen
· Vertraulich zu behandeln
· Vor unbefugter Einsicht zu schützen
· Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die unmittelbar im Zusammenhang mit dem Dienstverhältnis stehen
· Personalakten dürfen nur für Zwecke der Personalverwaltung verwendet werden, für andere Verwendungen muss die Beamtin/der Beamte zustimmen
· Dienstherr darf personenbezogene Daten einsehen 
· Personalakten dürfen in Grund- und Nebenakten gegliedert werden. In der Grundakte sind dann alle Nebenakten aufzulisten
Helena Schelkonogow Laukert (VFW 57)
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Erläutere der Klasse die Vorschriften zur Einsichtnahme und Vorlage   der Personalakte der Beamtinnen und Beamten!

VFW - 210

Vorschriften zur Einsichtnahme und Vorlage der Personalakte

Einsichtnahme § 107c HBG
Der Beamte hat, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, ein Recht auf Einsicht in seine vollständige Personalakte.

Einsicht zu gewähren ist:

· einem Bevollmächtigten des Beamten und 

· den Hinterbliebenen und deren Bevollmächtigte, wenn ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird

soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen.

Ort der Einsichtnahme wird von der personalaktenführenden Behörde bestimmt. Es können Kopien gefertigt werden, soweit dienstliche Gründe oder Rechte Dritter nicht entgegenstehen. Dem Beamten ist auf Verlangen ein Ausdruck der zu seiner Person automatisiert gespeicherten Personalaktendaten zu überlassen.

Einsichtnahme des Beamten in andere Akten:

· die personenbezogene Daten enthalten,

· für sein Dienstverhältnis verarbeitet oder genutzt werden,

· soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist;

· Ausgenommen sind Sicherheitsakten
Die Einsichtnahme ist unzulässig:

· wenn die Daten des Betroffenen mit Daten Dritter derart verbunden sind, dass ihre Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand möglich ist.

Dem Beamten ist Auskunft zu erteilen.

Vorlage § 107d HBG
Es ist zulässig die Personalakte für Zwecke der Personalverwaltung oder Personalwirtschaft vorzulegen, auch ohne die Einwilligung des Beamten. Soweit eine Auskunft ausreicht, ist von der Vorlage abzusehen.

Auskünfte an Dritte dürfen nur mit Einwilligung des Beamten erteilt werden.

Ausnahmen: 

· Abwehr einer erheblichen Beeinträchtigung des Gemeinwohls oder 

· Schutz rechtlicher Interessen des Dritten

Inhalt und Empfänger der Auskunft sind dem Beamten schriftlich mitzuteilen. Dir Vorlage und Auskunft sind auf den jeweils erforderlichen Umfang zu beschränken.
Lisa Weimer
Unterricht mal andersrum
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Erläutere der Klasse die Vorschriften zum Beschwerdeweg und Rechtsschutz der Beamtinnen und Beamten !

VFW - 211
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Erläutere der Klasse die Zusammensetzung der Landespersonalkommission!

VFW - 212
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Erläutere der Klasse, welche Zuständigkeiten und Aufgaben die Landespersonalkommission hat!

VFW - 213
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Erläutere der Klasse den Begriff der „Vereinigungsfreiheit“ im Beamtenrecht!

VFW - 214
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Erläutere der Klasse, was „Ehrenbeamte“ sind und welche besonderen Vorschriften für sie gelten!
VFW - 215
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Erläutere der Klasse, was „Beamte auf Zeit“ sind und welche besonderen Vorschriften für sie gelten!

VFW - 216

§ 4 Abs. 2 Beamtenstatusgesetz
-       Beamtenverhältnis auf Zeit dient:

-       Der befristeten Wahrnehmung von Aufgaben

-       Der zunächst befristeten Übertragung eines Amtes mit leitender Funktion

§6 Beamtenstatusgesetz
-       Es gelten dieselben Vorschriften wie für Beamte auf Lebenszeit

§ 10 Abs. 2 HBG
-       Zum Beamten auf Zeit darf nur ernannt werden, wer das 25. Lebensjahr vollendet hat

§ 211 HBG
-       Unterschied zwischen Wahlbeamte und unmittelbar gewählte Beamte auf Zeit

-       Wahlbeamte (Aufgabe Carina)

-       Unmittelbar gewählte Beamte auf Zeit können mit 65 in den Ruhestand gehen, wenn ein Antrag gestellt wird

-       Haben jedoch auch die Möglichkeit bis 71 arbeiten zu gehen, Unterschied zu den Wahlbeamten

Sandra Maus
Der „Beamte auf Zeit“ ist als gesetzlich geregelter Ausnahmefall zum Lebenszeitmodell zu sehen. 

Es sind kommunale Wahlbeamte – hauptamtl. Bürgermeister….

Gemäß § 4 (2) BeamtStG dient das Beamtenverhältnis auf Zeit 

a) der befristeten Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3 Abs. 2

oder

b) der zunächst befristeten Übertragung eines Amtes mit leitender Funktion.

Gemäß § 6 BeamtStG gelten für Beamte auf Zeit die Vorschriften der Beamten auf Lebenszeit – soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist.

Die Ernennung des Beamten auf Zeit erfolgt zeitlich begrenzt durch Aushändigung einer Ernennungsurkunde gem. § 8 BeamtStG. 

Der § 10 Hess. Beamtengesetz Abs. 2 besagt, dass nur eine Person zum Beamten auf Zeit ernannt werden darf, die das 25. Lebensjahr vollendet hat.

Das Höchstalter ist auf 65 bzw. 67 Jahre festgesetzt – entspr. Jahrgangsregelung (§ 50 HBG / § 25 BeamtStG – Beendigung Beamtenverhältnis bei Eintritt in den Ruhestand)

(L. Priegnitz/VWF 57)

Unterricht mal andersrum
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Erläutere der Klasse, was „Wahlbeamte“ sind und welche besonderen Vorschriften für sie gelten!

VFW – 217
§ 4 (2) BeamtStG: Wahlbeamte sind Beamte auf Zeit 

§ 6 BeamtStG i.V.m § 211 (1) HBG: für Wahlbeamte finden die Vorschriften der Beamten auf Lebenszeit Anwendung

§ 10 (2) HBG: zum Wahlbeamten (Beamten a.L.) darf nur ernannt werden, wer das 25. Lebensjahr vollendet hat

§ 211 (6) HBG: tritt Wahlbeamter mit Ablauf der Amtszeit nicht in den Ruhestand, so ist er mit diesem Zeitpunkt aus diesem Beamtenverhältnis entlassen, sofern er nicht im Anschluss an seine Amtszeit erneut in dasselbe Amt für eine weitere Amtszeit berufen wird

§ 50 (1) HBG: Beamte auf Lebenszeit treten mit Vollendung des 65 Lebensjahres in den Ruhestand 

§ 211 (5) S.3 HBG: die Vertretungskörperschaft kann jedoch in geheimer Abstimmung beschließen, dass ein Wahlbeamter, der noch dienstfähig ist, mit seiner Zustimmung bis zum Ende seiner Amtszeit, längstens bis zur Vollendung des 68 Lebensjahres im Amt belassen wird 

C. Jourdan
Ein Wahlbeamter (kommunal) ist zum Beispiel ein Bürgermeister (Beisitzer bei Gericht).

Er ist ein Beamter „auf Zeit“ und bekommt hierzu eine Ernennungsurkunde ausgehändigt!

§ 4 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) „Arten des Beamtenverhältnisses“

(2) Das Beamtenverhältnis auf Zeit dient

a) der befristeten Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3 Abs. 2 oder

b) der zunächst befristeten Übertragung eines Amtes mit leitender Funktion.

§ 8 BeamtStG „Ernennung“

(1) Einer Ernennung bedarf es zur 

1. Begründung des Beamtenverhältnisses …

(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer Ernennungsurkunde. In der Urkunde müssen enthalten sein

1. bei der Begründung des Beamtenverhältnisses die Wörter „unter Berufung in das Beamtenverhältnis“ mit dem die Art des Beamtenverhältnisses bestimmenden Zusatz „auf Lebenszeit“, „auf Probe“, „auf Widerruf“, „als Ehrenbeamtin“ oder „als Ehrenbeamter“ oder „auf Zeit“ mit der Angabe der Zeitdauer der Berufung.

(3) Mit der Begründung eines Beamtenverhältnisses auf Probe, auf Lebenszeit und auf Zeit wird gleichzeitig ein Amt verliehen.

§ 10 Hessisches Beamtengesetz (HBG) „Beamter auf Lebenszeit“

(2) Zum Beamten auf Zeit darf nur ernannt werden, wer das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat.

Beim Bürgermeister kommt noch der § 42 GemHVO „Wahlvorbereitung, Zeitpunkt der Wahl des Bürgermeisters und hausamtlicher Beigeordnete“ zum Tragen.

§ 6 BeamtStG „Beamtenverhältnis auf Zeit“

Für die Rechtsverhältnisse der Beamtinnen auf Zeit und Beamten auf Zeit gelten die Vorschriften für Beamtinnen auf Lebenszeit und Beamte auf Lebenszeit entsprechend, soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist.

§ 4 Bundesbesoldungsgesetz „Geltungsbereich“
(1) Dieses Gesetz regelt die Besoldung der

1. Bundesbeamten, der Beamten der Länder, der Gemeinden, der Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht eines Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts; ausgenommen sind die Ehrenbeamten und die Beamten auf Widerruf, die nebenbei verwendet werden,

… -> möchte ich auch nur kurz erwähnen, wird sonst zu ausführlich.

§ 4 Bundesbesoldungsgesetz „Weitergewährung der Besoldung bei Versetzung in den einstweiligen Ruhestand oder bei Abwahl von Wahlbeamten auf Zeit“

(1) Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte Beamte, Richter oder Soldat erhält für den Monat, in dem ihm die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand mitgeteilt worden ist, und für die folgenden drei Monate die Bezüge weiter, die ihm am Tag vor der Versetzung zustanden. Änderungen beim Familienzuschlag sind zu berücksichtigen. Aufwandsentschädigungen werden nur bis zum Beginn des einstweiligen Ruhestandes gezahlt.

(2) Bezieht der in den einstweiligen Ruhestand versetzte Beamte, Richter oder Soldat Einkünfte aus einer Verwendung im Dienst eines öffentlichen-rechten Dienstherrn (§ 29 Abs. 1) oder eines Verbandes, dessen Mitglieder öffentlich-rechtliche Dienstherren sind, so werden die Bezüge um den Betrag dieser Einkünfte verringert. Dem Dienst bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn steht gleich die Tätigkeit im Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, an der ein öffentlich-rechtlicher Dienstherr oder ein Verband, dessen Mitglieder öffentlich-rechtliche Dienstherren sind, durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist. Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen erfüllt sind, trifft das für das Besoldungsrecht zuständige Ministerium oder die von ihm bestimmte Stelle.

(3) Wird ein Wahlbeamter auf Zeit abgewählt, so gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend; an die Stelle der Mitteilung über die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand tritt die Mitteilung über die Abwahl oder der sonst bestimmte Beendigungszeitpunkt für das Beamtenverhältnis auf Zeit. Satz 1 gilt entsprechend für die Fälle des Eintritts in den einstweiligen Ruhestand kraft Gesetzes.

§ 21 Bundesbesoldungsgesetz „Hauptamtliche Wahlbeamte auf Zeit der Gemeinden, Samtgemeinden, Verbandsgemeinden, Ämter und Kreise“

Möchte ich hiermit nur kurz erwähnt haben -> sonst wird es doch zu ausführlich.

Claudia Mauer (VFW 57)
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Erläutere der Klasse, was „Ruhestandsbeamte“ sind und welche besonderen Vorschriften für sie gelten!

VFW - 218
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Erläutere der Klasse, was ein „Laufbahnbewerber“ ist.

VFW - 219

Ein Laufbahnbewerber muss die jeweiligen Bildungsvoraussetzungen und die für die Laufbahn vorgeschriebene berufspraktische Ausbildung erfüllen.

Nach § 19c (2) Hessisches Beamtengesetz heißt es:

„Die Laufbahnvorschriften bestimmen in Übereinstimmung mit Abs. 1 unter Berücksichtigung der besoldungsrechtlichen Regelungen, welche Bildungsgänge und Prüfungen nach den §§ 20 bis 23 die Voraussetzungen für die Laufbahn erfüllen.
Jennifer Braunsdorf
Rechtsgrundlage:
§ 19c  - 25 HBG

Ein Laufbahnbewerber ist ein Bewerber für den…

1. einfachen Dienst

2. mittleren Dienst

3. gehobenen Dienst

4. höheren Dienst

Es muss zuerst geprüft werden, welche Voraussetzung der Bewerber hat, um ihn dem einfachem Dienst / mittlerem Dienst / gehobenem Dienst / höherem Dienst zuzuordnen.

§ 20 Zulassungsvoraussetzung für den einfachen Dienst

(1)

1. Hauptschulabschluss oder gleichwertiger Bildungsstand

2. Vorbereitungsdienst von i.d.R. 6 Monaten

§ 21 Zulassungsvoraussetzung für den mittleren Dienst

(1)

1. Realschulabschluss oder ein erfolgreicher Hauptschulabschluss + eine abgeschlossene Berufsausbildung

2. Vorbereitungsdienst von 1 ½ Jahre *

3. Ablegung der Laufbahnprüfung

* Die Dauer des Vorbereitungsdienstes darf 1 Jahr nicht unterschreiten

(2) 

Wenn Beamte des einfachen Dienstes ihre Bewährung in der bisherigen Laufbahn geeignet erscheinen, können sie zur einer Laufbahn des mittleren Dienstes zugelassen werden.

§ 22 Zulassungsvoraussetzung für den gehobenen Dienst

(1)

1. zu einen Hochschulstudium berechtigte Schuldbildung oder gleichwertiger Bildungsstand

2. Vorbereitungsdienst von 3 Jahren *

3. Ablegung der Laufbahnprüfung

* Der Vorbereitungsdienst umfasst ein Fachstudium von mind. 18 Monaten und eine Berufspraktische Studienzeit (Ausbildung im fachbezogenem Schwerpunktbereich – mind. 1 Jahr)

§ 23 Zulassungsvoraussetzung für den höheren Dienst

(1)

1. Mind. 3 Jahre Hochschule mit einem abgeschlossenen Studium

2. Vorbereitungsdienst von 2 Jahren

3. Ablegung der Laufbahnprüfung oder die Befähigung für die Laufbahn vermittelnde 2. Prüfung

Sarah Hauptrock (VFW 57)
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Erläutere der Klasse, was ein „anderer Bewerber“ ist.

VFW - 220

Rechtsgrundlagen:

§§ 
7, 26, 27 HBG

§
20 HLVO

§ 7 HBG (Persönliche Voraussetzungen)

Gemäß Abs. 1 besitzt die nach Landesrecht vorgeschriebene Befähigung für die Berufung in das Beamtenverhältnis (§ 7 Abs. 1 Nr. 3 BeamtStG) auch, wer die erforderliche Befähigung durch Lebens- oder Berufserfahrung innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes erworben hat ( „anderer Bewerber“.

§ 26 HBG (Befähigung)

Es darf keine bestimmte Vorbildung und Ausbildung gefordert werden, wenn sie nicht für alle Bewerber durch Gesetz oder Verordnung vorgeschrieben ist.

Befähigung wird durch den Direktor des Landespersonalamtes im Einvernehmen mit dem Fachminister und im Benehmen mit der Landespersonalkommission festgestellt.

Bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts stellt der Direktor des Landespersonalamtes im Einvernehmen mit der obersten Dienstbehörde die Befähigung des Bewerbers fest.

§ 27 HBG (Altergrenze)

Bei Einstellung darf nicht das fünfzigste Lebensjahr überschritten sein. Dies gilt nicht für die Begründung eines Beamtenverhältnisses auf Zeit als Wahlbeamter.

§ 20 HLVO (Einstellungsvoraussetzungen)

Man muss mindestens vier Jahre eine Tätigkeit ausgeführt haben, die der Tätigkeit des Eingangsamtes seiner Laufbahn gleich zu bewerten ist.

Die Einstellung ist frühestens dann möglich, wenn ein vergleichbarer Laufbahnbewerber in das Beamtenverhältnis auf Probe berufen werden würde.

Jana Ries

Unterricht mal andersrum
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Erläutere der Klasse, was ein „Beamter auf Widerruf“ ist.

VFW – 221

 § 4 (4) BeamtStG

Das Beamtenverhältnis auf Widerruf dient der Ableistung eines Vorbereitungsdienstes

 § 8 (1) HLVO

Werden in den Vorbereitungsdienst der betreffenden Laufbahn eingestellt

 § 8 (2) HLVO

Beamte führen während des Vorbereitungsdienstes die Dienstbezeichnung „Anwärter“

z.B. Inspektoranwärter

 § 15 (2) HLVO

Der Vorbereitungsdienst dauert 3 Jahre im gehobenen Dienst. Danach wird der Beamte zum Inspektor ernannt.

Julia Mengel
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Erläutere der Klasse, was ein „Beamter auf Probe“ ist.

VFW - 222

§ 4 (3) a+b BeamStG:
Das Beamtenverhältnis auf Probe dient der Ableistung einer Probezeit zur späteren Verwendung  auf Lebenszeit oder zur Übertragung eines Amtes mit leitender Funktion.

§ 3 (1) HLVO:
Probezeit ist die Zeit, in der sich ein Beamter auf Probe nach Erwerb oder nach Feststellung der Befähigung für seine Laufbahn bewähren soll. In der Probezeit muss sich ein Beamter auf Probe bewähren, ob er die Anforderungen für die Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit erfüllt.

§ 3 (2) HLVO:
Die regelmäßige Probezeit beträgt drei Jahre. De Mindestprobezeit beträgt ein Jahr.


§ 3 (6) HLVO:
Die Probezeit kann um zwei Jahre verlängert werden, wenn die Bewährung nicht festgestellt werden kann. Nach nicht festgestellter Bewährung nach fünfjähriger Probezeit scheidet der Beamte aus dem Beamtenverhältnis aus.

§ 11 HBG:
Ein Beamter auf Probe muss spätestens nach fünf Jahren zum Beamten auf Lebenszeit ernannt werden, wenn er die beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfüllt.
Nils Hartmann
wird man mit Aushändigung der Urkunde „Beamter auf Probe“ nach § 8(2) Nr. 1 BeamtStG.
Laut § 3(1) HLVO ist die Probezeit die Bewährungszeit nach der Laufbahnprüfung, hier wird der Beamte „inspiziert“, ob er sich qualifiziert ein Beamter auf Lebenszeit zu werden.

Die Probezeit beträgt nach § 3(2) HLVO drei Jahre, mindestens aber ein Jahr.
Wenn sich der Beamte nicht bewährt, kann nach Abs. 6 die Probezeit noch einmal auf zwei Jahre verlängert werden.
Laut § 11 HBG gilt allgemein eine Probezeit von max. fünf Jahren bis zur Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit.

Maria Mix (VFW 57)
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Erläutere der Klasse, was eine „Ernennungsurkunde“ ist.

VFW – 223

Die Ernennung ist ein rechtsgestaltender, förmlicher und zustimmungsbedürftiger Verwaltungsakt. Sie ist ein „Zentralbegriff des Beamtenrechts“.

Die Ernennung ist in § 8 des Beamtenstatusgesetz und § 9 Hessisches Beamtengesetz geregelt.

Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer Ernennungsurkunde.

Eine Urkunde ist ein besonders gestaltetes Schriftstück, das nicht im Briefstil abgefasst ist, den Ernannten namentlich nennt, einen vorgeschriebenen Text und/oder Inhalt hat und vom zuständigen Organ eigenhändig unterzeichnet ist.

Die Ernennungsurkunde muss demnach 

-              schriftlich ausgestellt sein

-              eigenhändig vom Ausstellenden unterschrieben sein und

-              den - je nach Ernennungsanlass – vorgeschriebenen Mindestinhalt haben.

Der Mindestinhalt ist in § 8 Abs. 2 BeamtStG aufgeführt.

Jennifer Schäfer 
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Erläutere der Klasse, was eine „Rückernennung“ ist.

VFW – 224

Was  ist eine  „ Rückerernennung“?

Gem. § 8 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 4 Beamtenstatusgesetz (BeamtSTG)  in Verbindung mit  § 9 Hessisches Beamtengesetz (HBG)  ist eine Rückernennung  die Verleihung eines Amtes mit einem geringeren Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung. Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer formgerechten Ernennungsurkunde.

Die Rückernennung kann nur erfolgen:

· mit Zustimmung oder Antrag des Beamten

Fallbeispiel:

Der Inspektor Frank Muster wurde von der Waffenbehörde auf eine freie Planstelle (BesGr. A 10) in die Finanzabteilung befördert. Herr Muster ist den neuen Aufgaben nicht gewachsen  und stellt einen Antrag auf Versetzung. Da eine anderweitige Unterbringung ausgeschlossen ist, wird ihm die Rückkehr auf seinen bisherigen Dienstposten auf der Waffenbehörde angeboten. Er stellt einen Antrag auf die Rückernennung in das Amt des Inspektors (BesGr. A 9). 

· oder gemäß § 29 Abs. 2 Satz 2 HBG kann bei der Auflösung oder bei einer wesentlichen Änderung des Aufbaus oder bei einer Aufgabenänderung einer  Behörde,  ein Beamter dessen Aufgabengebiet davon berührt wird, auch ohne Zustimmung in ein anderes Amt derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt im Bereich desselben  Dienstherren versetzt werden, wenn eine seinem bisherigen Amt entsprechende Verwendung nicht möglich ist;  das Endgrundgehalt muss mindestens dem des Amts entsprechen, das der Beamte vor dem bisherigen Amt inne hatte.

Sandra Köhler (VFW 57)
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Erläutere der Klasse, was eine nichtige Ernennung für Rechtsfolgen hat.

VFW - 225

Die Ernennung wird grundsätzlich in § 8 BeamtStG i. V. m. § 9 HBG geregelt.
Die Nichtigkeit der Ernennung ist in § 11 BeamtStG erläutert.
Demnach liegt eine nichtige Ernennung vor, wenn sie    
1. nicht die vorgeschreibenen Form lt. §8 (2) BeamtStG hat
2. von einer sachl. unzuständigen Behörde bearbeitet wird 
3. zum Zeitpunkt der Ernennung
 a) nach § 7 (1) Nr. 1 BeamtStG keine Ernennung erfolgen durfte oder nach § 7 (3) BeamtStG
     keine Ausnahme zugelassen war
 b) nicht die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter vorlag
 c) eine ihr zugrunde liegende Wahl unwirksam ist.
 

Das bedeutet, der Beamte/die Beamtin wurde nicht ernannt, die Ernennung hat also nicht stattgefunden
und es tritt keine Rechtswirkung ein.
 

Johanna Raile
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Erläutere der Klasse, was unter „Leistungsprinzip“ im Beamtenrecht zu verstehen ist.

VFW - 226

Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Erläutere der Klasse, unter welchen Umständen die Rücknahme einer Ernennung möglich und geboten ist.

VFW - 227

§ 12 BeamtStG

Rücknahme der Ernennung

(1) Die Ernennung ist mit Wirkung für die Vergangenheit zurückzunehmen, wenn 

1. sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung herbeigeführt wurde,

2. nicht bekannt war, dass die ernannte Person wegen eines Verbrechens oder Vergehens zu einer Strafe verurteilt war oder wird,

3. die Ernennung nach § 7 Abs. 2 nicht erfolgen durfte und eine Ausnahme nach § 7 Abs. 3 nicht zugelassen war und die Ausnahme nicht nachträglich erteilt wird oder 

4. eine durch Landesrecht vorgeschriebene Mitwirkung einer unabhängigen Stelle oder einer Aufsichtsbehörde unterblieben ist und nicht nachgeholt wurde.

(2) Die Ernennung soll zurückgenommen werden, wenn nicht bekannt war, dass gegen die ernannte Person in einem Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder auf Aberkennung des Ruhegehalts erkannt worden war. 
Irina Drosdov
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Erläutere der Klasse, unter welchen Umständen eine Ernennung nichtig ist.

VFW – 228

- § 11 BeamtStG

- Nichtigkeit ist grundsätzlich heilbar

Mögliche Umstände sind:

1. Die Ernennungsurkunde entspricht nicht der Form nach § 8 Abs. 2 BeamtStG.

2. Die Ernennung erfolgte durch eine sachlich unzuständige Behörde.

3. Es fehlt die Befähigung zur Bekleidung öffentlicher Ämter.

4. Die zugrunde liegende Wahl ist unwirksam.

5. Die Ernennung durfte aufgrund des § 7 Abs. 1 BeamtStG nicht erfolgen

    (die Ausnahme in Abs. 3 lag ebenfalls nicht vor).

Carolin Probst
Eine Ernennung ist nichtig, wenn:

· die persönlichen Voraussetzungen nach § 7 HBG fehlen.

Persönliche Voraussetzungen nach § 7 HBG sind:

· die nach Landesrecht vorgeschriebene Befähigung für die Berufung in das Beamtenverhältnis nach § 7 Abs. 1 Nr. 3 BeamtStG 

· die für die entsprechende Laufbahn vorgeschriebene oder mangels solcher Vorschriften übliche Vorbildung (Laufbahnbewerber) oder

· wer die erforderliche Befähigung durch Lebens- oder Berufserfahrung innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes erworben hat (anderer Bewerber), dies gilt nur, wenn die Wahrnehmung von Aufgaben, für die eine bestimmte Vorbildung oder Ausbildung durch Gesetz oder Verordnung vorgeschrieben ist, oder eine besondere Vorbildung oder Fachausbildung zwingend erforderlich ist.

· eine Ernennung nicht erfolgt, wenn es einer Ernennung nach § 9 HBG bedarf, außer in den Fällen des § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BeamtStG, auch zur Verleihung eines anderen Amts mit anderer Amtsbezeichung beim Wechsel der Laufbahngruppe. 
§ 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BeamtStG:

· Begründung des Beamtenverhältnisses,

· Umwandlung des Beamtenverhältnisses in ein solches anderer Art (§ 4 BeamtStG) oder 

· Verleihung eines anderen Amtes mit anderem Grundgehalt

· bei der Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit nach § 10 HBG:

· die Voraussetzungen des § 7 BeamtStG nicht erfüllt sind und

· wer sich in der Probezeit nicht in „vollem Umfang“ bewährt hat

· wer das fünfundzwanzigste Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

· die Voraussetzungen nach § 7 BeamtStG fehlen, wenn:

(1) In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer

1. deutsche Staatsangehörigkeit nach Art. 116 GG oder die Staatsangehörigkeit

a) eines Mitgliedstaates der EU oder

b) eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder

c) eines Drittstaates, dem Deutschland und die EU vertraglich einen entsprechenden Anspruch auf Anerkennung von Berufsqualifikationen eingeräumt haben

2. die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des GG einzutreten, und

3. die nach Landesrecht vorgeschriebene Befähigung besitzt.

(2) Wenn die Aufgaben es erfordern, darf nur eine Deutsche oder ein Deutscher im Sinne des Art. 116 GG in ein Beamtenverhältnis berufen werden.

(3) Ausnahmen von Abs. 1 Nr. 1 und Absatz 2 können nur zugelassen werden, wenn

1. für die Gewinnung der Beamtin oder des Beamten ein dringendes dienstliches Interesse besteht oder

2. bei der Berufung von Hochschullehrinnen und Hochschullehrern und anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals in das Beamtenverhältnis andere wichtige Gründe vorliegen.

· sie nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form nach § 11 Abs. 2 BeamtStG entspricht:

· die Ernennung entspricht nicht der nach § 8 Abs. 2 BeamtStG vorgeschriebenen Form

· sie ist von einer sachlich unzuständigen Behörde ausgesprochen worden oder

· zum Zeitpunkt der Ernennung nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 BeamtStG keine Ernennung hätte erfolgen dürfen und keine Ausnahme nach § 7 Abs. 3 BeamtStG zugelassen war, die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht vorlag oder eine ihr zugrunde liegende Wahl unwirksam ist.

Die Ernennung ist von Anfang an wirksam, wenn nach § 11 Abs. 2 BeamtStG:

· aus der Urkunde oder dem Akteninhalt eindeutig hervorgeht, dass die für die Ernennung zuständige Stelle ein bestimmtes Beamtenverhältnis begründen oder ein bestehendes Beamtenverhältnis in ein solches anderer Art umwandeln wollte, für das die sonstigen Voraussetzungen vorliegen, und die für die Ernennung zuständige Stelle die Wirksamkeit schriftlich bestätigt; das Gleiche gilt, wenn die Angabe der Zeitdauer fehlt, durch Landesrecht aber die Zeitdauer bestimmt ist,

· die sachlich zuständige Behörde die Ernennung bestätigt oder

· eine Ausnahme nach § 7 Abs. 3 nachträglich zugelassen wird.
Monika Küllburger, VFW 57
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht




Erläutere der Klasse, was der Unterschied zwischen „auf Widerruf“ und „auf Probe“  ist.

VFW - 229

Auf Widerruf:

Das Beamtenverhältnis auf Widerruf dient der Ableistung eines Vorbereitungsdienst oder der nur vorübergehenden Wahrnehmung von Aufgaben §4 Abs.4 Beamtenstatusgesetz. Auf den Vorbereitungsdienst kann die Hälfte einer förderlichen Tätigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienste nur bis zur halben Dauer des Vorbereitungsdienste angerechnet werden.

Darüber hinaus kann die Zeit angerechnet werden, während der der Bewerber im öffentlichen Dienst mit Aufgaben beschäftigt worden ist, die in der Regel von Beamten der entsprechenden Laufbahn wahrgenommen werden §8 Abs.4 HLVO

Auf Probe:

Das Beamtenverhältnis auf Probe dient der Ableistung einer Probezeit zur späteren Verwendung auf Lebenszeit oder zur Übertragung eines Amtes mit leitender Funktion §4 Abs. 3 Beamtenstatusgesetz.

Die Probezeit dauert in der Regel 3 Jahre. Die Mindestprobezeit beträgt 1 Jahr §3 HLVO. Der Beamte auf Probe muss spätestens nach 5 Jahren zum Beamten auf Lebenszeit ernannt werden §11 HBG.
Steffen Stahl
Unterricht mal andersrum





Beamtenrecht





Erläutere der Klasse den Unterschied zwischen Versetzung und Abordnung im beamtenrechtlichen Sinne.

VFW – 230
§ 30 HBG Zuständigkeit:

· Obere Dienstbehörde

· auch auf nachgeordnete Behörden übertragbar

· Verfügung durch abgebende Behörde

· Wechsel der Verwaltung oder des Dienstherren => Einverständnis, schriftlich

§ 29 HBG & § 15 BeamtStG
Versetzung

· Auf Antrag oder dienstliches Bedürfnis

· Anderes Amt einer Laufbahn; Befähigung vorhanden

· Ohne Zustimmung, wenn
-     Bereich im Bereich des selben Dienstherren

· Gleiche Laufbahn

· Mindestens gleiches Endgrundgehalt

· Anhörung des Beamten + Gründe

· Aus dienstlichen Gründen auch ohne Zustimmung

· Fehlende Befähigung für andere Laufbahn => Maßnahmen zum Erwerb

· Andere Dienstherr, dann Beamtenverhältnis bei neuem Dienstherren fortgesetzt

§ 28 HBG & § 14 BeamtStG
Abordnung

· dienstliches Bedürfnis
· vorübergehend ganz oder teilweise
· zu einem seinem Amt entsprechender Tätigkeit in eine andere Dienstelle
· aus dienstlichen Gründen auch in ein Amt ohne entsprechende Tätigkeit wenn die neue Tätigkeit aufgrund von Vorbildungen oder Berufsbildungen zuzumuten ist.
· auch ohne selben Endgrundgehalt
· Zustimmung des Beamten, wenn länger als 2 Jahre
· Zustimmung des Beamten, es sei denn:
· Neue Tätigkeit & gleiches Endgrundgehalt

· Gleichwertige oder andere Laufbahn

· Nicht länger als 3 Jahre

Laura Kunz  (VFW 57)
